
der überlebende Ehegatte als Alleinerbe eingesetzt ist 
und angeordnet wird, daß nach dem Tode des Längst­
lebenden der beiderseitige Nachlaß an einen Dritten 
fallen soll. Das Testament vom 9. Juni 1942 erfüllt 
diese Bedingungen. Die Eheleute N. haben darin letzt­
willig bestimmt, daß jeder Gatte für den Fall seines 
Vorversterbens den anderen und für seinen Über­
lebensfall den Sohn des Ehemannes N. aus erster Ehe 
als Erben berufe.

Aus dieser Testamentsbestimmung, insbesondere aus 
der in den Worten: „... dieser soll also lediglich Erbe 
des zuletzt versterbenden Teils von uns sein“ unzwei­
deutig ausgedrückten Willenserklärung der Eheleute
N. in Verbindung mit der Auslegungsregel des § 2269 
BGB muß der Schluß gezogen werden, daß die Ehe­
leute N. ihr nachgelassenes Vermögen als eine einheit­
liche Masse behandelt wissen wollten. Der überlebende 
Ehegatte sollte unbeschränkter Erbe des Vorverstorbe­
nen werden, nicht aber nur als bloßer Vorerbe über 
dessen Nachlaß verfügen dürfen.

Das Vermögen der Eheleute N. ist nach dem Tode 
des Ehemannes zu einem Vermögen verschmolzen, 
dessen Alleineigentümer die Ehefrau geworden ist. Der 
Kläger hat darauf durch das Testament eine Anwart­
schaft erworben, ohne jedoch Nacherbe am Nachlaß 
seines Vaters geworden zu sein.

Seine Erbfolge ist erst nach dem Tode der Ehefrau 
N. eingetreten. Diese war somit Erblasserin des Ge­
samtnachlasses beider Eheleute.

Da der Kläger jedoch laut Testament von der Erb­
folge in den Nachlaß seines Vaters ausgeschlossen war, 
konnte er gegen die Ehefrau N. als testamentarische 
Alleinerbin ihres Mannes einen Pflichtteilsanspruch ge­
mäß § 2303 Abs. 1 BGB geltend machen. In diesem 
Umfange konnte also die von den Eheleuten N. im 
Testament vorgesehene Regelung, dem Überlebenden die 
unbeschränkte Verfügung über das gesamte Vermögen 
zu gewähren, nicht durchgeführt werden. Die Folge 
der Geltendmachung des gesetzlichen Pflichtteilsan­
spruchs ist nun aber nicht, daß der Kläger damit seinen 
Anspruch aus dem Testament als Schlußerbe verloren 
hat, wie dies das Kreisgericht fehlerhaft ausgeführt 
hat. In der bloßen Einforderung des Pflichtteils nach 
dem Vater kann ohne eine entsprechende ausdrück­
liche Erklärung, an der es fehlt, eine „Ausschlagung“ 
der Erbschaft nach der Stiefmutter nicht gefunden 
werden. Ebensowenig kann § 2306 Abs. 1 Satz 2 BGB 
zur Anwendung kommen, da dem Kläger nach dem 
Tode seines Vaters nichts zugewandt war, er also auch 
nichts „auszuschlagen“ hatte. Auch auf § 2270 BGB 
kann sich die Verklagte nicht berufen. Diese Vorschrift 
regelt die rechtlichen Folgen der Nichtigkeit oder des 
einseitigen Widerrufs einer unter Eheleuten wechsel­
seitig getroffenen letztwilligen Verfügung. Sie kann 
auf den hier gegebenen Fall der Geltendmachung des 
Pflichtteilsanspruchs durch einen übergangenen gesetz­
lichen Erben run so weniger angewendet werden, als 
die Testatoren mit diesem Falle ja rechnen mußten, 
also in der Lage gewesen wären, demgemäß zu ver­
fügen, wenn dies ihrem Willen entsprochen hätte. Bei 
dieser Sachlage kommt es auch nicht darauf an, ob der 
zwischen Frau N. und dem Kläger abgeschlossene Ver­
gleich über den Pflichtteilsanspruch rechtsgültig war 
oder nicht, weil der Kläger unabhängig von diesem 
Anspruch nach dem Tode der Frau N. Erbe des ge­
samten Nachlasses geworden ist.

20 Abs. 1 Reichsheimstättengesetz; § 866 Abs. 1 
ZJPO; § 181 ZVG.

Die Bestimmung des § 20 Abs. 1 Reichsheimstätten­
gesetz schließt die Möglichkeit der Zwangsversteige­
rung in eine Heimstätte zum Zwecke der Auflösung 
einer Eigentümergemeinschaft nicht aus; sie schränkt 
lediglich die allgemeinen Bestimmungen über die 
Zwangsvollstreckung in ein Grundstück (§ 866 Abs. 1 
ZPO) ein.

OG, Urt. vom 10. September 1954 — 1 Zz 141/54.
Die Beteiligten, deren Ehe im Jahre 1951 aus Verschulden 

der Antragsgegnerin geschieden wurde, sind Miteigentümer 
je zur Hälfte eines Grundstückes mit Wohnhaus, Hofraum 
und Garten. Das Grundstück ist eine Heimstätte im Sinne des 
Reichsheimstättengesetzes.

Nach Scheidung der Ehe ist die Antragsgegnerin aus dem 
Grundstück ausgezogen.

Der Äntragsteiler hat am 25. August 1953 vor dem Kreis­
gericht Z. die Zwangsversteigerung des genannten Grundstücks 
zum Zwecke der Auflösung der Eigentümergemeinschaft be­
antragt.

Der Antrag wurde durch Beschluß des Kreisgerichts vom 
25. September 1953 mit der Begründung zurückgewiesen, daß 
die Zwangsversteigerung in eine Heimstätte zum Zwecke der 
Auflösung einer Eigentümergemeinschaft gemäß § 20 Reichs­
heimstättengesetz (RHG) in der Fassung vom 25. November 
1937 (RGBl. I S. 1291) unzulässig sei.

Gegen den Beschluß richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus d.en G r ü n d e n :
Das Kreisgericht geht, bei seiner Entscheidung von 

der irrtümlichen Auffassung aus, die Zwangsversteige­
rung in eine Heimstätte sei grundsätzlich nur auf 
Grund eines dinglichen Schuldtitels, nicht aber zum 
Zwecke der Auflösung einer Eigentümergemeinschaft 
möglich. Es verkennt insoweit den Sinn und Zweck 
der Bestimmung des § 20 Abs. 1 RHG in der Fassung 
vom 25. November 1937 (RGBl. I S. 1291), wonach die 
Zwangsvollstreckung in eine Heimstätte durch 
Zwangsversteigerung grundsätzlich zulässig und nur 
wegen einer dinglich nicht gesicherten Schuld des 
Heimstätters verboten ist. Diese Regelung enthält also 
kein absolutes Verbot der Zwangsversteigerung, 
sondern stellt lediglich eine Beschränkung der allge­
meinen Bestimmungen über die Zwangsvollstreckung 
dar, nach denen wegen jeder persönlichen, dinglich 
nicht gesicherten Schuld die Zwangsvollstreckung in 
ein Grundstück durchgeführt werden kann, sei es durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek, durch Zwangs­
verwaltung oder durch Zwangsversteigerung (§ 866 
Abs. 1 ZPO).

Die Bestimmung des § 20 Abs. 1 RHG dient allein 
dem Schutze des Heimstätters, der in der Regel mit 
seiner Familie ein Einfamilienhaus bewohnt und nicht 
wegen jeder dinglich nicht gesicherten Schuld Haus und 
Hof verlieren soll. Dabei ist zu beachten, daß der 
Gläubiger, dessen Forderung schon vor dem Erwerb 
der Heimstätte durch den Schuldner bestand, nach 
§ 20 Abs. 2 RHG insoweit geschützt ist, als er unter 
den dort angegebenen Voraussetzungen innerhalb 
eines Jahres die Zwangsvollstreckung durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek betreiben kann.

Aus diesen Bestimmungen folgt aber nicht, daß eine 
Auflösung der Eigentümergemeinschaft nicht möglich 
sei. Nach dem Charakter einer Heimstätte, insbe­
sondere nach unserer gesellschaftlichen Anschauung 
über die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau, 
ist es zwar nicht ausgeschlossen, daß mehrere natür­
liche Personen Eigentümer einer Heimstätte sind; es 
ist aber nicht möglich, daß eine Person Miteigentümer 
mit allen Rechten und Pflichten eines Heimstätters 
bleiben kann, die nicht selbst die Heimstätte bewohnt 
und bewirtschaftet. Tritt ein solcher Zustand ein, wie 
im vorliegenden Falle durch die Scheidung der Ehe 
der Beteiligten und durch den Auszug der Antrags­
gegnerin, muß eine Lösung der Gemeinschaft durch 
Zwangsversteigerung möglich sein.

Bei dieser Rechtslage kann es dahingestellt bleiben, 
ob der Ausgeber im vorliegenden Falle den Heimfalls­
anspruch aus § 12 Abs. 1 RHG hätte geltend machen 
können und gegen welchen der beiden Eigentümer er 
gegebenenfalls zu richten gewesen wäre.

Die Lösung der Gemeinschaft der Beteiligten kann 
im Wege der Zwangsversteigerung erfolgen, ohne daß 
es dafür eines vollstreckbaren Titels bedarf, da der 
Antragsteller als Eigentümer im Grundbuch einge­
tragen ist (§ 181 ZVG). y

/ Arbeitsrecht
VO über die Rechte und Pflichten der Meister in den 

volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben und 
über die Erhöhung ihrer Gehälter vom 28. Juni 1952 
(GBl. S. 504); § 9 GVG.

Die Eingruppierung eines Meisters ist nicht ein Akt 
vollziehend-verfügender Tätigkeit; daher ist für Strei­
tigkeiten über das Vorliegen oder Nichtvorliegen der 
Qualiflkationsmerkmalc der Rechtsweg zulässig.

OG, Urt. vom 26. März 1954 — 1 Za 40 54.
Der Kläger war bei der Verklagten beschäftigt. Mit Urkunde 

vom 10. November 1948 wurde er zum Werkmeister ernannt. 
Seine Vergütung betrug monatlich 336 DM brutto. Mit Schrei­
ben vom 20. Mai 1953, welches ihm am 22. Mai 1953 zugestellt
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